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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

Stellplatzsatzung für den Bereich Elberfelder Straße, Kampstraße, 
Hochstraße, Spinngasse vom 29.11.2021 

Der Rat der Stadt Hagen hat in seiner Sitzung am 18.11.2021 aufgrund 
des § 89 Abs. 1 Nr. 4 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(BauO NRW 2018) vom 02.07.2021 und des § 7 der Gemeindeordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994, zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 
29.09.2020, folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 Geltungsbereich, Zuständigkeit und Rechtsverhältnis zu 
anderen Satzungen 

 

(1) Gemäß Amtlicher Liegenschaftskarte der Stadt Hagen sind folgende 

Flurstücke von dieser Satzung berührt: Gemarkung Hagen, Flur 41, 
Flurstücke 51, 61, 62, 65, 66, 67, 73, 74, 75, 76, 77. Der 
Abgrenzungsplan (Anlage 1) ist Bestandteil der Satzung.  

(2) Für Entscheidungen nach dieser Satzung ist die Untere Bauauf-
sichtsbehörde der Stadt Hagen zuständig. 

(3) Regelungen in Bebauungsplänen oder sonstigen Satzungen, die von 

Regelungen dieser Satzung abweichen, bleiben unberührt.  
 

§ 2 Herstellungspflicht und Begriffe 
 

(1) Bei der Errichtung, wesentlichen Änderungen oder wesentlichen 

Nutzungsänderungen baulicher Anlagen, bei denen ein Zu- oder 
Abgangsverkehr mittels Kraftfahrzeug oder Fahrrad zu erwarten ist, 
müssen Stellplätze (notwendige Stellplätze) und Abstellplätze für 

Fahrräder (notwendige Abstellplätze) hergestellt werden.  
(2) Notwendige Stellplätze und Abstellplätze für Fahrräder müssen 

spätestens zum Zeitpunkt der Nutzungsaufnahme bzw. Benutz-

barkeit der baulichen oder sonstigen Anlagen fertiggestellt sein. 
Notwendige Stellplätze können auch in Form von Garagen nach-
gewiesen werden.  

(3) Mindestens 3 Prozent der notwendigen Stellplätze, mindestens 
jedoch zwei Stellplätze, müssen barrierefrei sein. Auf diese 
Stellplätze ist dauerhaft und leicht erkennbar hinzuweisen.  

(4) Bei dem Wegfall von notwendigen Stellplätzen und Fahrradabstell-
plätzen von Bestands-nutzungen im Zuge der Errichtung, wesent-
lichen Änderungen oder wesentlichen Nutzungs-änderungen bau-

licher Anlagen ist im begründeten Einzelfall und auf Antrag die 
Berechnung und der Nachweis der notwendigen Stellplätze und 
Fahrradabstellplätze auf Grundlage dieser Satzung möglich.  

 

§3 Anzahl der notwendigen Stellplätze 
 

(1) Die Anzahl der notwendigen Stellplätze und Fahrradabstellplätze 

ergibt sich aus der Anlage 2 zu dieser Satzung und den 
nachfolgenden Regelungen. Die Anlage 2 ist Bestandteil dieser 
Satzung.  

(2) Für bauliche und sonstige Anlagen, deren Nutzungsart in der Anlage 
nicht aufgeführt ist, richtet sich die Anzahl der notwendigen Stell-
plätze und Fahrradabstellplätze nach dem voraussichtlichen tat-

sächlichen Bedarf. 
(3) Bei Anlagen mit verschiedenartigen Nutzungen bemisst sich die 

Anzahl der notwendigen Stellplätze und notwendigen Fahrradabstell-

plätze nach dem größten gleichzeitigen Bedarf.  
(4) Steht die Gesamtzahl in einem offensichtlichen Missverhältnis zum 

tatsächlichen Bedarf, so kann die sich aus der Einzelermittlung 

ergebende Zahl der Stellplätze und Fahrradabstellplätze im Einzelfall 
entsprechend erhöht oder ermäßigt werden. Dieses Missverhältnis 
ist durch den Vorhabenträger mittels Verkehrsgutachten nachzu-

weisen. 
(5) Ergeben sich bei der Ermittlung der Zahl der Stellplätze oder der 

Fahrradabstellplätze Nachkommastellen, ist kaufmännisch auf 

ganze Zahlen auf- oder abzurunden.  
(6) Die Pflicht zur Herstellung der notwendigen Stellplätze kann im 

Einzelfall aufgrund besonderer Maßnahmen gemäß Anlage 3 bis zu 

50% gemindert werden, soweit nachgewiesen wird, dass der 
Stellplatzbedarf durch diese Maßnahmen nachhaltig verringert wird 
und soweit nach Absatz 1 mehr als 10 Stellplätze notwendig sind. 

Die Anzahl der herzustellenden Stellplätze wird mit der Bauge-
nehmigung festgesetzt. Die Umsetzung der besonderen Maß-

nahmen ist spätestens zum Zeitpunkt der Nutzungsaufnahme bzw. 
Benutzbarkeit der baulichen oder sonstigen Anlagen durch den 

Vorhabenträger nachzuweisen. Die besonderen Maßnahmen zur 
Minderung können auch in Fällen des § 2 Abs. 4 dieser Satzung 
angewandt werden. Die Anlage 3 ist Bestandteil dieser Satzung. 

 

§ 4 Standort, Größe und Beschaffenheit von Stellplätzen und 

Fahrradabstellplätzen 
 

(1) Notwendige Fahrradabstellplätze sind auf dem Baugrundstück 

herzustellen. Notwendige Stellplätze sind auf dem Baugrundstück 
oder in der näheren Umgebung auf einem geeigneten Grundstück, 
dessen Benutzung für diesen Zweck öffentlich-rechtlich gesichert ist, 

herzustellen und dauerhaft zu unterhalten. Als nähere Umgebung gilt 
für notwendige Stellplätze eine fußläufige Entfernung von maximal 
300 Metern. Wenn besondere Gründe der Nutzung oder des 

Verkehrs dies erfordern, kann im Einzelfall bestimmt werden, dass 
die Stellplätze und Fahrradabstellplätze auf dem Baugrundstück 
oder auf einem anderen Grundstück herzustellen sind.  

(2) Stellplätze und Garagen müssen so angeordnet und ausgeführt 
werden, dass ihre Benutzung die Gesundheit nicht schädigt und 
Lärm oder Gerüche das Arbeiten und Wohnen, die Ruhe und 

Erholung in der Umgebung nicht über das zumutbare Maß hinaus 
stören.  

(3) Stellplätze sind nach der Verordnung über Bau und Betrieb von 

Sonderbauten (Sonderbauverordnung – SBauVO) in der jeweils 
gültigen Fassung herzustellen.  

(4) Fahrradabstellplätze müssen für das Abstellen von Fahrrädern 

geeignet und uneingeschränkt hierfür nutzbar sein. Dies ist gegeben, 
wenn folgende Mindestvoraussetzungen erfüllt sind: Fahrradabstell-
plätze müssen  

1. von der öffentlichen Verkehrsfläche aus ebenerdig oder über 
Rampen oder Aufzüge verkehrssicher und leicht erreichbar 
(nicht verwinkelter Zugang mit einer Breite von mindestens 1,50 

Meter mit nicht mehr als zwei Türen) sein,  
2. einen sicheren Stand und die Sicherung gegen Diebstahl 

(gesicherte Abschließmöglichkeit in nicht verschließbaren Räu-

men) ermöglichen,  
3. Fahrrädern einen Schutz gegen Witterung bieten,  
4. eine Grundfläche für ein Standardfahrrad von mindesten 0,75 m 

x 2,0 m haben,  
5. den Seitenabstand zwischen zwei Fahrrädern von min. 0,75 

Metern einhalten, alternativ können mit Anlehnbügeln im 

Abstand von 1,25m in paralleler Aufstellung zwei Fahrrad-
stellplätze nachgewiesen werden, 

6. die jeweils notwendigen Verkehrsflächen von mindestens 1,80m 

(Bewegungsfläche Standardfahrrad) haben und 
7. generell an jedem zehnten Abstellplatz – oder im Einzelfall 

nutzungsspezifisch – den Anforderungen von Sonderfahrrädern, 

bzw. Fahrrädern mit Anhängern genügen (Grundfläche 
mindestens 1,30m x 2,50m, zzgl. notwendiger Verkehrsfläche 
von 2,30m). 

 

§ 5 Ablösung 
 

Die Herstellung notwendiger Stellplätze kann nach Maßgabe der 
„Satzung der Stadt Hagen über die Festlegung des Geldbetrages je 

Stellplatz nach § 51 Abs. 5 BauO NRW (Stellplatzablösesatzung) vom 
30. August 2016“ in der jeweils gültigen Fassung abgelöst werden. 
 

§ 6 Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 86 Abs. 1 Nr. 22 BauO NRW handelt, 
wer entgegen §2 Abs. 1 dieser Satzung die Errichtung, Änderung 

oder Nutzungsänderung einer baulichen oder sonstigen Anlage 
vornimmt, ohne den hierdurch ausgelösten Stellplatzbedarf oder 
Mehrbedarf an Stellplätzen und Fahrradabstellplätzen in ausreichen-

der Zahl hergestellt zu haben.  
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfhundert-

tausend Euro geahndet werden (§ 86 Abs. 3 BauO NRW).  
 

§7 Inkrafttreten 
 

Die Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in 
Kraft. 
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– Vorstehende Stellplatzsatzung wird hiermit öffentlich 

bekannt gemacht. – 
 

 
 

Diese Anlage ist Bestandteil der Stellplatzsatzung für den Bereich 

Elberfelder Straße, Kampstraße, Hochstraße, Spinngasse vom 
29.11.2021 
Anlage 2 – Richtzahlen Stellplatzsatzung der Stadt Hagen  

Die Anzahl der notwendigen Stellplätze ist im Einzelfall nach den 
örtlichen Verkehrsverhältnissen zu ermitteln. Die Richtzahlen sind dabei 
als Bemessungsgrundlage anzusetzen. 
 

Richtzahlen Kfz-Stellplätze 
 

Num- 

mer 

Verkehrs-
quelle 

Anzahl der 
Kfz-
Stellplätze 

Anteil für 
Besucher 

Anzahl der 
Fahrradab-
stellplätze 

1. Wohngebäude mit mehr als vier Wohnungen 

1.1 Wohnungen ≤ 

50 m2 
Wohnfläche 

0,75 

Stellplätze 
pro 
Wohneinheit 

ohne 1 

Abstellplätze 
pro WE 

1.2 Wohnungen > 
50 m2 
Wohnfläche 

1 Stellplatz 
pro 
Wohneinheit 

ohne 1 
Abstellplätze 
pro WE 

2. Verkaufsstätten  

2.1 Verkaufsstätte
n mit mehr als 
2.000 m2 

Verkaufsfläch
e 

1 Stellplatz je 
105 m2 
Verkaufsfläch
e 

Besucherante
il 90% 

1 Abstellplatz 
je 300 m2 
Verkaufsfläch
e 

 Hinweis: 

Für Verkaufsstätten, deren Verkaufsräume und Ladenstraßen 

einschließlich ihrer inneren Bauteile eine Fläche von insgesamt 
mehr als 2.000 m2 haben, sind zusätzlich die Vorgaben aus der 

Sonderbauverordnung des Landes Nordrhein-Westfalen zu 

beachten. 
Diese sehen vor, dass mindestens 3% der notwendigen Stellplätze, 

jedoch min. zwei Stellplätze, barrierefrei sein müssen. Auf diese 
Stellplätze ist dauerhaft und leicht erkennbar hinzuweisen. 

 

Diese Anlage ist Bestandteil der Stellplatzsatzung für den Bereich 
Elberfelder Straße, Kampstraße, Hochstraße, Spinngasse vom 

29.11.2021 
 
Anlage 3 – besondere Maßnahmen gemäß §3 Abs. 6 

Gemäß §3 Abs. 6 dieser Satzung kann in Einzelfällen die Anzahl 
notwendiger Stellplätze anhand der nachstehend aufgeführten 
Minderungsmaßnahmen bis zu 50% gemindert werden. Eine Kombi-

nation der Maßnahmen bis zur Maximalminderung von 50% ist möglich.  
 

 

 
 

Minderungsmaßnahmen 
 

 Beschreibung Minderungs-
faktor 

1. Förderung der Nutzung des ÖPNV durch Installation 
von Abfahrtsmonitoren im Gebäude 

5% 

2. Förderung der Nutzung des ÖPNV durch Installation 

einer dynamischen Fahrgastinformation im öffentlichen 
Raum 

10% 

3. Förderung des Radverkehrs durch das Aufstellen einer 
Fahrradabstellanlage im öffentlichen Raum 

10% 

4. Förderung des Radverkehrs durch das Aufstellen einer 
Fahrradabstellanlage im öffentlichen Raum 

5%  

5. Förderung von alternativen Mobilitätsformen durch 
Bereitstellung von Carsharing Angeboten in oder an 
Wohngebäuden  

10% 

6. Förderung der E-Mobilität durch Aufstellen von 
Ladesäulen für Kraftfahrzeuge  

15% 

 
 

Diese Anlage ist Bestandteil der Stellplatzsatzung für den Bereich 

Elberfelder Straße, Kampstraße, Hochstraße, Spinngasse vom 
29.11.2021 
 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Stellplatzsatzung für den Bereich Elberfelder Straße, 
Kampstraße, Hochstraße, Spinngasse vom 29.11.2021 wird hiermit 
ortsüblich öffentlich bekanntgemacht. 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-West-

falen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung gemäß § 7 Abs. 
6 GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 
worden, 

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 

oder 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hagen 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 

Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 

Hagen, 29.11.2021                  Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 

 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Öffentliche Zustellung 
 

Für Frau Süss, wohnhaft: „unbekannt “ (letzte bekannte Anschrift 
„Sygburgweg 34, 58119 Hagen) liegt beim Fachbereich Jugend und 
Soziales, wirtschaftliche Hilfen, Unterhaltsvorschuss, Berliner Platz 22, 

58089 Hagen folgendes Schriftstück zur Abholung bereit: 
 

Einstellungs- und Rückforderungsbescheid der Stadt Hagen vom 
25.11.2021, Aktenzeichen 55/7131-40190, 35337. 
 

Das Schriftstück kann in der vorgenannten Dienststelle bei Frau 
Kandemir, Zimmer D. 316, Tel. 207-2807, nach vorheriger Absprache in 
Empfang genommen werden. 
 

Dieses Schriftstück gilt nach §10 Verwaltungszustellungsgesetz für das 

Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG) vom 
07.03.2006 (GV. NRW. S. 94), in der Zurzeit geltenden Fassung, von der 
Stadt Hagen als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 

zwei Wochen verstrichen sind.  
 

Hagen, 30.11.2021                        Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

Bebauungsplan Nr. 5/10 (620) Gewerbegebiet Wehringhauser 

Straße  
Einfacher Bebauungsplan nach § 9 Abs. 2a Baugesetzbuch 
(BauGB) in Verbindung mit § 13 BauGB - Aufhebungsverfahren 

nach § 13 BauGB 
hier:  
a) Eingegangene Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligungs-

verfahren 
b) Satzungsbeschluss 
 

Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden Karten-
ausschnitt zu entnehmen: 

 
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 18.11.2021 folgenden 
Beschluss gefasst: 
 

a) Der Rat der Stadt Hagen weist nach eingehender Prüfung der 

öffentlichen und der privaten Belange die im Rahmen der 
Beteiligung der Öffentlichkeit und der Beteiligung der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange vorgebrachten 

Anregungen zurück bzw. entspricht ihnen im Sinne der nach-
folgenden Stellungnahmen der Verwaltung gemäß § 1 Abs. 7 
BauGB. Die Sitzungsvorlage wird Bestandteil des Beschlusses 

und ist als Anlage Gegenstand der Niederschrift. 
 

b) Der Rat der Stadt Hagen beschließt die Aufhebung des im 
Sitzungssaal ausgehängten und zu diesem Beschluss ge-
hörenden Bebauungsplanes Nr. 5/10 (620) Gewerbegebiet 

Wehringhauser Straße – Aufhebungsverfahren nach § 13 
BauGB gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der zurzeit gültigen 
Fassung als Satzung. Dem Bebauungsplan (Aufhebung) ist 

die Begründung vom 19.07.2021 gemäß § 9 Abs. 8 BauGB 
beigefügt und sie ist als Anlage Gegenstand der Niederschrift. 

 

Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich des Aufhebungsverfahrens für den Bebauungsplan 
Nr. 5/10 (620) Gewerbegebiet Wehringhauser Straße umfasst den 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 5/10 (620) Gewerbegebiet 

Wehringhauser Straße. Das Plangebiet liegt im Stadtbezirk Mitte. Das 
Plangebiet wird im Norden durch die Ennepe und im Süden durch die 
Bahnhauptstrecke Hagen-Köln begrenzt. Im Westen verläuft die Grenze 

östlich der Rehstraße, entlang der Wehringhauser Straße und in nord-
westlicher Richtung entlang der S-Bahnlinie. Im Osten reicht das Plan-
gebiet bis zur Minervastraße, schließt die Bebauung Wehringhauser 

Straße 65 – 79 b ein und nördlich der Wehringhauser Straße die 
Bebauung Dieckstraße 42 und 42 a. 
 

Die genaue Abgrenzung ist dem im Sitzungssaal ausgehängten Entwurf 
des Bebauungsplanes (Aufhebung) zu entnehmen. Der Bebauungsplan 

im Maßstab 1:1000 ist Bestandteil des Beschlusses. 
 

Nächster Verfahrensschritt 
Mit der öffentlichen Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses tritt die 
Aufhebung des Bebauungsplanes in Kraft. Das Aufhebungsverfahren ist 

damit abgeschlossen. 
 

– Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Bekanntmachungsanordnung: 
Der vorstehende Satzungsbeschluss zur Aufhebung des Bebauungs-

plans Nr. 5/10 (620) Gewerbegebiet Wehringhauser Straße  
Einfacher Bebauungsplan nach § 9 Abs. 2a Baugesetzbuch (BauGB) in 
Verbindung mit § 13 BauGB - Aufhebungsverfahren nach § 13 BauGB 

wird hiermit ortsüblich öffentlich bekanntgemacht. 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-West-
falen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung gemäß § 7 Abs. 

6 GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Fläch-

ennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht 

worden, 
c) der Oberbürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher bean-

standet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vor-
her gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

Rechtsgrundlagen: 

§ 13 und § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017 (BGBl. I. S. 3634) in Verbindung mit §§ 7 und 41 Abs. 1 
Buchstabe f) der GO NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 

14.07.1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
29.9.2020 (GV. NRW. S. 916).  
 

Hingewiesen wird ferner: 
- auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 S. 1 und 2 und Abs. 4 BauGB 

über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungs-

ansprüche wegen Planungsschäden infolge der Aufstel-
lung/Änderung eines Bebauungsplanes:  
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, 

wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 

schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. 
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei 
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3 S. 1 

bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit 
des Anspruchs herbeigeführt wird. 
 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 1 BauGB. 
Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses 
Gesetzbuches ist für die Rechtswirksamkeit des Flächennutzungs-

planes und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, 
wenn  
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1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die 

der Gemeinde bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, 
in wesentlichen Punkten nichtzutreffend ermittelt oder bewertet 
worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das 

Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 
2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbe-

teiligung nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 Abs. 4 S. 1 und 

Abs. 5 S. 2, nach § 13 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 und 3, auch in Verbindung 
mit § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13b, nach § 22 Abs. 9 S. 2, § 34 
Abs. 6 S. 1 sowie § 35 Abs. 6 S. 5 verletzt worden sind; dabei ist 

unbeachtlich, wenn 
a) bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behör-

den oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt 

worden sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich 
waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, 

b) einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener In-

formationen verfügbar sind, gefehlt haben, 
c)  (aufgehoben) 
d) bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Abs. 2 S. 1 

nicht für die Dauer einer angemessenen längeren Frist aus-
gelegt worden ist und die Begründung für die Annahme des 
Nichtvorliegens eines wichtigen Grundes nachvollziehbar ist,  

e) bei Anwendung des § 4a Abs. 4 S. 1 der Inhalt der Bekannt-
machung und die auszulegenden Unterlagen zwar in das 
Internet eingestellt, aber nicht über das zentrale Internet-

protal des Landes zugänglich sind, 
f) bei Anwendung des § 13 Abs. 3 S. 2 die Angabe darüber, 

dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen 

wurde oder 
g) bei Anwendung des § 4a Abs. 3 S. 4 oder des § 13, auch in 

Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13b, die Voraus-

setzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen 
Vorschriften verkannt worden sind; 

3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans 

und der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 
5 Abs. 1 S. 2 HS. 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 
verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begrün-

dung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung oder ihr 
Entwurf unvollständig ist, abweichend von HS. 2 ist eine 
Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht 

unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in unwesent-
lichen Punkten unvollständig ist,  

4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan 

oder die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt 
oder der mit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes 
oder der Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden 

ist. 
 

Soweit in den Fällen des S. 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen 
Punkten unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu 
erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 2 BauGB. 
Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, 

wenn 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebau-

ungsplanes (§ 8 Abs. 2 S. 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten 

dringenden Gründe für die Aufstellung eines vorzeitigen Bebau-
ungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind; 

2. § 8 Abs. 2 S. 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplanes 

aus dem Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei 
die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende geordnete städte-
bauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt 
worden ist, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6 nach 

Bekanntmachung des Bebauungsplanes herausstellt; 
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne 

dass die geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 

worden ist. 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 3 BauGB. 

Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der 
Beschlussfassung über den Flächennutzungsplan oder die Satzung 
maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Abs. 1 S. 1 Nr. 1 

sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden,  
im Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie 
offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen 

sind. 
 

- auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB. 
Unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der 

dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung 

der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 

Flächennutzungsplanes und 
3. nach § 214 Abs. 3 S. 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des 

Flächennutzungsplanes oder der Satzung schriftlich gegenüber der 
Stadt Hagen (Fachbereich Stadtentwicklung, -planung und 
Bauordnung, Rathaus I, Rathausstraße 11, 58095 Hagen) unter 

Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhaltes geltend 
gemacht worden sind. S. 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 
214 Abs. 2a beachtlich sind. 

 

Mit dieser Bekanntmachung tritt die Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 

5/10 (620) Gewerbegebiet Wehringhauser Straße Einfacher Bebau-
ungsplan nach § 9 Abs. 2a Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 
13 BauGB - Aufhebungsverfahren nach § 13 BauGB als Satzung in Kraft.  
 

Nach § 10 Abs. 3 BauGB liegen der Bebauungsplan Nr. 5/10 (620) 
Gewerbegebiet Wehringhauser Straße Einfacher Bebauungsplan nach § 

9 Abs. 2a Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 13 BauGB - 
Aufhebungsverfahren nach § 13 BauGB und die Begründung vom 
19.07.2021 gemäß § 9 Abs. 8 BauGB ab sofort beim Fachbereich 

Geoinformation und Liegenschaftskataster der Stadt Hagen, Rathaus II, 
Berliner Platz 22, 58089 Hagen, Zimmer B.104 dauernd während der 
Dienststunden zur Einsichtnahme bereit. Jedermann kann den Bebau-

ungsplan und die Begründung einsehen und über deren Inhalt Auskunft 
verlangen. 
 

Hagen, 29.11.2021                        Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Öffentliche Zustellung 
 

Für Herrn Fabian Christopher Wieczorek, wohnhaft: „unbekannt “ (letzte 

bekannte Anschrift; Am Bülzgraben 26, 58642 Iserlohn) liegt beim 
Fachbereich Jugend und Soziales, wirtschaftliche Hilfen, Unterhalts-
vorschuss, Berliner Platz 22, 58089 Hagen folgendes Schriftstück zur 

Abholung bereit: 
 

Rechtswahrungsanzeige der Stadt Hagen vom 14.10.2021, 

Aktenzeichen 55/7120-36410. 
 

Das Schriftstück kann in der vorgenannten Dienststelle bei Herrn 
Langkau, Zimmer D. 325, Tel. 207-2953, nach vorheriger Absprache in 
Empfang genommen werden. 
 

Dieses Schriftstück gilt nach §10 Verwaltungszustellungsgesetz für das 

Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG) vom 
07.03.2006 (GV. NRW. S. 94), in der Zurzeit geltenden Fassung, von der 
Stadt Hagen als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 

zwei Wochen verstrichen sind.  
 

Hagen, 30.11.2021                       Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

Bebauungsplan Nr. 4/10 (619) Gewerbegebiet Berliner Straße  

Einfacher Bebauungsplan nach § 9 Abs. 2a Baugesetzbuch 
(BauGB) in Verbindung mit § 13 BauGB - Aufhebungsverfahren 
nach § 13 BauGB 

hier:  
a) Eingegangene Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligungs-

verfahren 

b) Satzungsbeschluss 
 

Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden Karten-
ausschnitt zu entnehmen: 

 
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 18.11.2021 folgenden Be-
schluss gefasst: 
 

a) Der Rat der Stadt Hagen weist nach eingehender Prüfung der öffent-
lichen und der privaten Belange die im Rahmen der Beteiligung der 

Öffentlichkeit und der Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange vorgebrachten Anregungen zurück bzw. 
entspricht ihnen im Sinne der nachfolgenden Stellungnahmen der 

Verwaltung gem. § 1 Abs. 7 BauGB. Die Sitzungsvorlage wird Be-
standteil des Beschlusses und ist als Anlage Gegenstand der 
Niederschrift. 

 

b) Der Rat der Stadt Hagen beschließt die Aufhebung des im Sitzungs-

saal ausgehängten und zu diesem Beschluss gehörenden Bebau-
ungsplanes Nr. 4/10 (619) – Aufhebungsverfahren nach § 13 BauGB 
gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der zurzeit gültigen Fassung als 
Satzung. Dem Bebauungsplan (Aufhebung) ist die Begründung vom 

19.07.2021 gemäß § 9 Abs. 8 BauGB beigefügt und sie ist als Anlage 
Gegenstand der Niederschrift. 

 

Geltungsbereich 
Der Geltungsbereich des Aufhebungsverfahrens nach § 13 BauGB für 

den Bebauungsplan Nr. 4/10 (619) Gewerbegebiet Berliner Straße 

umfasst den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 4/10 (619) 

Gewerbegebiet Berliner Straße. Das Plangebiet liegt im Stadtbezirk 
Haspe sowie teilweise im Stadtbezirk Mitte. Es wird im Norden durch die 
Ennepe und die S-Bahnlinie und im Süden durch die Bahnhauptstrecke 

Hagen-Köln begrenzt. Im Westen reicht das Plangebiet bis zur 
Hördenstraße und bis zur Straße "Im Ennepetal". Im Osten verläuft der 
Geltungsbereich entlang der Bebauung Wehringhauser Str. 117 und 

nördlich der Wehringhauser Str. einschließlich des Bereichs der heutigen 
Tankstelle und Waschstraße (Gemarkung Hagen, Flur 23, Flurstücke 
553, 552, 392, 393 (tlw.), 394). 

Die genaue Abgrenzung ist dem im Sitzungssaal ausgehängten 
Bebauungsplan (Aufhebungsverfahren) zu entnehmen. Der Bebauungs-
plan im Maßstab 1:1000 ist Bestandteil des Beschlusses. 
 

Nächster Verfahrensschritt 

Mit der öffentlichen Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses tritt die 
Aufhebung des Bebauungsplanes in Kraft. Das Bebauungsplanverfahren 
(Aufhebungsverfahren) ist damit abgeschlossen. 
 

– Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Bekanntmachungsanordnung: 
Der vorstehende Satzungsbeschluss zur Aufhebung des Bebauungs-

plans Nr. 4/10 (619) Gewerbegebiet Berliner Straße  
Einfacher Bebauungsplan nach § 9 Abs. 2a Baugesetzbuch (BauGB) in 
Verbindung mit § 13 BauGB - Aufhebungsverfahren nach § 13 BauGB 

wird hiermit ortsüblich öffentlich bekanntgemacht. 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und 

Formvorschriften der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-West-
falen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung gemäß § 7 Abs. 
6 GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 

mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) der Oberbürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstan-
det oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vor-

her gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

# 

Rechtsgrundlagen: 
§ 13 und § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 

03.11.2017 (BGBl. I. S. 3634) in Verbindung mit §§ 7 und 41 Abs. 1 
Buchstabe f) der GO NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

29.9.2020 (GV. NRW. S. 916). (Stand vom Satzungsbeschluss)  
 

Hingewiesen wird ferner: 
- auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 S. 1 und 2 und Abs. 4 BauGB über 
die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche 

wegen Planungsschäden infolge der Aufstellung/Änderung eines Be-
bauungsplanes:  
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn 

die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile einge-
treten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, 
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschä-

digungspflichtigen beantragt. 
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei 
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3 S. 1 be-

zeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird. 
 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 1 BauGB. 
Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetz-
buches ist für die Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplanes und 

der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, wenn  
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der 

Gemeinde bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in 

wesentlichen Punkten nichtzutreffend ermittelt oder bewertet worden 
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sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis des 

Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 
2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 Abs. 4 S. 1 und Abs. 5 S. 2, 

nach § 13 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 und 3, auch in Verbindung mit § 13a Abs. 
2 Nr. 1 und § 13b, nach § 22 Abs. 9 S. 2, § 34 Abs. 6 S. 1 sowie § 35 
Abs. 6 S. 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn 

a) bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden 
oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden 
sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren 

oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, 
b) einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Infor-

mationen verfügbar sind, gefehlt haben, 

c) (aufgehoben) 
d) bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Abs. 2 S. 1 nicht 

für die Dauer einer angemessenen längeren Frist ausgelegt 

worden ist und die Begründung für die Annahme des Nichtvor-
liegens eines wichtigen Grundes nachvollziehbar ist,  

e) bei Anwendung des § 4a Abs. 4 S. 1 der Inhalt der Bekannt-

machung und die auszulegenden Unterlagen zwar in das Inter-
net eingestellt, aber nicht über das zentrale Internetprotal des 
Landes zugänglich sind, 

f) bei Anwendung des § 13 Abs. 3 S. 2 die Angabe darüber, dass 
von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde 
oder 

g) bei Anwendung des § 4a Abs. 3 S. 4 oder des § 13, auch in 
Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13b, die Voraus-
setzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen 

Vorschriften verkannt worden sind; 
3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans 

und der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 

Abs. 1 S. 2 HS. 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des 
Flächennutzungsplanes oder der Satzung oder ihr Entwurf unvoll-

ständig ist, abweichend von HS. 2 ist eine Verletzung von Vor-
schriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die 
Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist,  

4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder 
die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt oder der 
mit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der 

Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist. 
 

Soweit in den Fällen des S. 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen 
Punkten unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu 
erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 2 BauGB. 
Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, 

wenn 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebau-

ungsplanes (§ 8 Abs. 2 S. 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten 

dringenden Gründe für die Aufstellung eines vorzeitigen Bebau-
ungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind; 

2. § 8 Abs. 2 S. 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplanes 

aus dem Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei 
die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende geordnete städte-
bauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt 
worden ist, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6 nach 

Bekanntmachung des Bebauungsplanes herausstellt; 
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne 

dass die geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt wor-

den ist. 
 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 3 BauGB. 
Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Be-
schlussfassung über den Flächennutzungsplan oder die Satzung 

maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden, 
im Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie 

offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen 

sind. 
 

- auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB. 
Unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der 

dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung 

der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 

Flächennutzungsplanes und 
3. nach § 214 Abs. 3 S. 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des 

Flächennutzungsplanes oder der Satzung schriftlich gegenüber der 
Stadt Hagen (Fachbereich Stadtentwicklung, -planung und 
Bauordnung, Rathaus I, Rathausstraße 11, 58095 Hagen) unter 

Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhaltes geltend 
gemacht worden sind. S. 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach            
§ 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

 

Mit dieser Bekanntmachung tritt die Aufhebung des Bebauungsplanes 

Nr. 4/10 (619) Gewerbegebiet Berliner Straße als Satzung in Kraft. 
 

Nach § 10 Abs. 3 BauGB liegen der Bebauungsplan Nr. 4/10 (619) 

Gewerbegebiet Berliner Straße Einfacher Bebauungsplan nach § 9 Abs. 
2a Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 13 BauGB - 
Aufhebungsverfahren nach § 13 BauGB und die Begründung vom 

19.07.2021 gemäß § 9 Abs. 8 BauGB ab sofort beim Fachbereich 
Geoinformation und Liegenschaftskataster der Stadt Hagen, Rathaus II, 
Berliner Platz 22, 58089 Hagen, Zimmer B.104 dauernd während der 

Dienststunden zur Einsichtnahme bereit. Jedermann kann den 
Bebauungsplan (Aufhebung) und die Begründung einsehen und über 
deren Inhalt Auskunft verlangen.  
 

Hagen, 29.11.2021                        Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

Öffentliche Zustellung 
 

Für Herrn Robert Vasile, wohnhaft: „unbekannt“ (letzte bekannte 
Anschrift Hasperbruch 1, 58135 Hagen) liegt beim Fachbereich Jugend 
und Soziales der Stadt Hagen, Berliner Platz 22 folgendes Schriftstück 

zur Abholung bereit: 
 

Inverzugsetzung der Stadt Hagen vom 02.12.2021, Aktenzeichen 

55/711A-55289. 
 

Das Schriftstück kann in der vorgenannten Dienststelle bei Frau Roque 
Campos, Zimmer D 324, Tel. 207-5704, nach vorheriger Absprache in 
Empfang genommen werden. 
 

Dieses Schriftstück gilt nach §10 Verwaltungszustellungsgesetz für das 

Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG) vom 
07.03.2006 (GV. NRW. S. 94), in der zurzeit geltenden Fassung, von der 
Stadt Hagen als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 

zwei Wochen verstrichen sind.  
 

Hagen, 02.12.2021                      Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

Bebauungsplan Nr. 1/20 (696) Einzelhandel Fleyer Straße - 

Feithstraße 
hier: Öffentliche Auslegung 
 

Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden Karten-
ausschnitt zu entnehmen: 

 
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 18.11.2021 folgenden 
Beschluss gefasst: 
 

Der Rat der Stadt Hagen beschließt den im Sitzungssaal ausgehängten 

und zu diesem Be-schluss gehörenden Entwurf des Bebauungsplanes 
Nr. 1/20 (696) Einzelhandel Fleyer Straße - Feithstraße und beauftragt 
die Verwaltung, den Plan einschließlich der Begründung vom 20.09.2021 

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die Dauer eines Monats öffentlich aus-
zulegen. Die Begründung wird gemäß § 9 Abs. 8 BauGB dem Bebau-
ungsplan beigefügt und ist als Anlage Gegenstand der Niederschrift. 
 

Nächster Verfahrensschritt 

Es ist beabsichtigt, die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanent-
wurfes nach dem Ratsbeschluss durchzuführen. Parallel dazu sollen die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 

BauGB beteiligt werden. 
 

– Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Öffentliche Auslegung 
 

des Bebauungsplanes Nr. 1/20 (696) Einzelhandel Fleyer Straße - 

Feithstraße 
 

Der o. g. Plan liegt mit der Begründung in der Zeit 
 

vom 13.12.2021 bis einschließlich 21.01.2022 
 

beim Fachbereich Stadtentwicklung, -planung und Bauordnung, Rathaus 

I, Bauteil D, Flur-bereich 1. Obergeschoss, Rathausstraße 11, 58095 
Hagen während der Dienststunden (montags bis donnerstags von 08:30 

Uhr bis 17:00 Uhr und freitags von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr) öffentlich 

aus. 
 

Die Einsichtnahme in die ausgelegten Planunterlagen ist zurzeit nur nach 
vorheriger terminlicher Absprache möglich. Melden Sie sich bitte im 
Vorfeld bei dem Sachbearbeiter Herrn Engel unter folgender Telefon-

nummer: 02331 207-3787 oder E-Mail-Adresse: erich.engel@stadt-
hagen.de an. Die Einsichtnahme darf aus Gründen des Infektionsschut-
zes und der Vorsorge der Bürger*innen nicht in Gruppen erfolgen. Der 

Zugang erfolgt aus-schließlich über den Haupteingang des Rathauses I. 
Die aktuellen Zugangsbeschränkungen können Sie den Aushängen am 
Haupteingang entnehmen und im Internet unter folgendem Link ein-

sehen: www.hagen.de / Leben in Hagen / Infos zum Coronavirus / Regeln 
in Hagen. 
 

Sie haben zusätzlich die Möglichkeit, die Pläne, die Begründung und die 
Anlagen im Internet unter folgendem Link einzusehen: www.hagen.de / 

Hagen A-Z / B / Bebauungspläne im Verfahren. 
 

Bestandteil der ausgelegten Unterlagen sind neben dem Bebauungs-

planentwurf und der Begründung auch die folgenden Gutachten und die 
wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen: 
 

• Umweltbericht als Teil B der Begründung, einschließlich Natur-
schutzrechtlichem Eingriff und Ausgleich 

• Schallgutachten zum Gewerbelärm  
• Gutachten zum Straßenverkehrslärm 
• Artenschutzrechtliche Vorprüfung (ASP Stufe I) 

• Baugrundgutachten und Umwelttechnisches Gutachten (Altlasten) 
• Verkehrsgutachten 
• Einzelhandelsgutachten / Auswirkungsanalyse 

• Stellungnahmen zu Luft, Klima, Entwässerung und Altlasten 
 

Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar: 
 

Geräuschemissionen und -immissionen, Straßenverkehr, Verkehrliche 

Erschließung, Artenschutz, Bodenschutz, Vorkommen von Altlasten und 
Kampfmittel im Boden, Hydrogeologie, Entwässerung, Klima  
 

Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schriftlich, elek-
tronisch oder zur Niederschrift einzeln oder als Sammeleingabe unter 

oben genannten Kontaktmöglichkeiten abgegeben werden. Nicht frist-
gerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung 
über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben.  
 

– Die Auslegung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Hagen, 02.12.2021                     Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

Teiländerung Nr. 110 Einzelhandel Fleyerstraße zum Flächen-

nutzungsplan der Stadt Hagen 
hier: Öffentliche Auslegung 
 

Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden Karten-
ausschnitt zu entnehmen: 

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 18.11.2021 folgenden 
Beschluss gefasst: 
 

Der Rat der Stadt Hagen beschließt den im Sitzungssaal ausgehängten 
und zu diesem Beschluss gehörenden Entwurf der Teiländerung Nr. 110 

-Einzelhandel Fleyer Straße zum Flächennutzungsplan und beauftragt 
die Verwaltung, den Plan einschließlich der Begründung vom 20.09.2021 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die Dauer eines Monats öffentlich aus-

zulegen. Die Begründung ist als Anlage Gegenstand der Niederschrift. 
 

Nächster Verfahrensschritt 
Es ist beabsichtigt, die öffentliche Auslegung des Entwurfes der Teilän-
derung Nr. 110 -Einzelhandel Fleyer Straße zum Flächennutzungsplan 

der Stadt Hagen nach dem Ratsbeschluss durchzuführen. Parallel dazu 
sollen die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 
4 Abs. 2 BauGB beteiligt werden. 
 

– Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Öffentliche Auslegung 
 

der Teiländerung Nr. 110 Einzelhandel Fleyerstraße zum Flächen-
nutzungsplan der Stadt Hagen 
 

Der o.g. Plan zur Teiländerung liegt mit der Begründung in der Zeit  
 

vom 13.12.2021 bis einschließlich 21.01.2022 
 

beim Fachbereich Stadtentwicklung, -planung und Bauordnung, Rathaus 
I, Bauteil D, Flur-bereich 1. Obergeschoss, Rathausstraße 11, 58095 

Hagen während der Dienststunden (montags bis donnerstags von 08:30 

Uhr bis 17:00 Uhr und freitags von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr) öffentlich 

aus. 
 

Die Einsichtnahme in die ausgelegten Planunterlagen ist zurzeit nur nach 
vorheriger terminlicher Absprache möglich. Melden Sie sich bitte im 
Vorfeld bei dem Sachbearbeiter Herrn Engel unter folgender Telefon-

nummer: 02331 207-3787 oder E-Mail-Adresse: erich.engel@stadt-
hagen.de an. Die Einsichtnahme darf aus Gründen des Infektionsschut-
zes und der Vorsorge der Bürger*innen nicht in Gruppen erfolgen. Der 

Zugang erfolgt ausschließlich über den Haupteingang des Rathauses I. 
Die aktuellen Zugangsbeschränkungen können Sie den Aushängen am 
Haupteingang entnehmen und im Internet unter folgendem Link ein-

sehen: www.hagen.de / Leben in Hagen / Infos zum Coronavirus / Regeln 
in Hagen. 
 

Sie haben zusätzlich die Möglichkeit, die Pläne, die Begründung und die 
Anlagen im Internet unter folgendem Link einzusehen: www.hagen.de / 

Hagen A-Z / B / Bebauungspläne im Verfahren. 
 

Bestandteil der ausgelegten Unterlagen sind neben dem Entwurf zur 

Teiländerung zum FNP und die Begründung auch die folgenden Gut-
achten und die wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen: 
 

• Umweltbericht als Teil B der Begründung, einschließlich Natur-

schutzrechtlichem Eingriff und Ausgleich 
• Schallgutachten zum Gewerbelärm 
• Artenschutzrechtliche Vorprüfung (ASP Stufe I) 

• Baugrundgutachten und Umwelttechnisches Gutachten (Altlasten) 
• Verkehrsgutachten 
• Einzelhandelsgutachten / Auswirkungsanalyse 

• Stellungnahmen zu Luft, Klima, Entwässerung und Altlasten 
 

Darüber hinaus sind folgende Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar: 
 

Geräuschemissionen und -immissionen, Straßenverkehr, Verkehrliche 
Erschließung, Artenschutz, Bodenschutz, Vorkommen von Altlasten im 
Boden, Hydrogeologie, Entwässerung, Klima 
 

Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schriftlich, elek-

tronisch oder zur Niederschrift einzeln oder als Sammeleingabe unter 
oben genannten Kontaktmöglichkeiten abgegeben werden. Nicht frist-
gerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung 

über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben.  
 

– Die Auslegung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Hagen, 032.12.2021                       Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 

 

 
Aktuelle Ausschreibungen auf dem Vergabesatellit Metropole Ruhr 
(http://www.vergabe.metropoleruhr.de) 
                                                                                               
 

Abrufauftrag Bildschirmarbeitsplatzmöbel und Schränke 

Typ: VgV Ausschreibung  

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 07.12.2021 

Ausschreibende Stelle:Stadt Hagen - Vergabe, Beschaffung  

Ausschreibungs-ID: CXTJYYRYYER 

 

Unterhaltungsvertrag Asphaltarbeiten 

Typ: VOB/A Ausschreibung  

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 19.01.2021 

Ausschreibende Stelle:Stadt Hagen - Vergabe, Beschaffung  

Ausschreibungs-ID: CXTJYY6YY00 
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Onlinevortrag der VHS: Eine robuste und belastbare Gesellschaft 

nach COVID 
 

2. Dezember 2021 – Einen kostenlosen Onlinevortrag zum Thema 
robuste und belastbare Gesellschaft bietet die Volkshochschule Hagen 
(VHS) am Donnerstag, 9. Dezember, von 19.30 bis 21 Uhr an.  
 

In diesem Vortrag wird das Konzept der Resilienz als Leitprinzip für eine 

Gesellschaft nach COVID vorgestellt. Anstatt sich auf Kosten-
minimierung und enge Effizienzgewinne zu konzentrieren, sollte sich das 
Denken auf eine widerstandsfähige Gesellschaft verlagern, die in der 

Lage ist, sich von Krisen zu erholen. Der Dozent Markus Brunnermeier, 
Professor für Volkswirtschaftslehre an der Princeton University, skizziert, 
wie sich das Konzept der Resilienz auf die öffentliche Gesundheit und 

Makroökonomie anwenden lässt und wie es sich auf Innovation, 
Verschuldung oder ökonomische Ungleichheit auswirken kann. 
 

Eine Anmeldung zu dem Onlinevortrag mit der Kursnummer 0134Z ist 
bis Donnerstag, 9. Dezember, um 12 Uhr entweder beim Serviceteam 
der VHS unter Telefon 02331/207-3622 oder über die Internetseite 

www.vhs-hagen.de möglich. Mit der Anmeldebestätigung werden die 
Zugangsdaten für den Vortrag per E-Mail versendet. Voraussetzung für 
das Sehen und Hören des Vortrags ist ein PC, Laptop oder Smartphone 

mit einer stabilen Internetverbindung. 
 
Weihnachtliches Bilderbuchkino für Kinder in der Stadtteilbücherei 

Haspe 
 

1. Dezember 2021 – Zu einem weihnachtlichen Bilderbuchkino für Kinder 
ab vier Jahren mit der Geschichte „Nikolaus und der dumme Nuck“ lädt 
die Stadtteilbücherei Haspe, Kölner Straße 1, am Dienstag, 7. 

Dezember, um 16 Uhr ein. 
 

Nuck, der Esel, ist verunsichert. Der Fuchs hat ihm eingeredet, dass er 
dumm sei: Denn er wartet geduldig in der Kälte, wenn sich der Nikolaus 
in der warmen Stube die Verse der Kinder anhört. „Willst du nicht selber 

einmal Nikolaus sein?“, fragt der Fuchs. „Keine schlechte Idee“, findet 
Nuck. So zieht er sich den Nikolausmantel über und macht sich auf den 
Weg ins Dorf. Ob das gut geht? 
 

Beim Bilderbuchkino schauen die Kinder auf Dias, während der Vorleser 
die Geschichte dazu erzählt. So entsteht eine Kinoatmosphäre, in der die 

Kinder gebannt der Geschichte lauschen können. Die Veranstaltung 
dauert etwa 30 Minuten und ist kostenlos. Eine Anmeldung ist 
erforderlich und kann unter Telefon 02331/207-4297 vorgenommen 

werden. In der Stadtteilbücherei besteht eine Pflicht zum Tragen einer 
medizinischen Maske. Kinder im Kindergartenalter sind von dieser Pflicht 
ausgenommen. Für erwachsene Begleitpersonen gilt die 2G-Regel. 

Weitere Informationen zu der Veranstaltung erhalten Interessierte unter 
Telefon 02331/207-4297. 
 

Telefonische Bürgersprechstunde mit Oberbürgermeister Erik O. 
Schulz 
 

30. November 2021 – Um den Bürgerinnen und Bürgern auch von 
Zuhause oder vom Arbeitsplatz ganz bequem und barrierefrei die 

Gelegenheit zu geben, mit ihm persönlich zu sprechen, lädt 
Oberbürgermeister Erik O. Schulz interessierte Bürgerinnen und Bürger 
zu einer telefonischen Bürgersprechstunde am Mittwoch, 8. Dezember, 

von 15 bis 17 Uhr ein. Ein Gespräch ist nur nach vorheriger Anmeldung 
unter Telefon 02331/207-3303 möglich. Ist der Termin bestätigt, müssen 
die Bürgerinnen und Bürger zum vereinbarten Zeitpunkt ihre Telefone 

griffbereit und die entsprechenden Leitungen freihalten. 
 
Neues Insektenhotel vor der Kita „Kinderoase Tondernstraße“ 
 

1. Dezember 2021 – Vor der städtischen Kita „Kinderoase 

Tondernstraße“ finden Insekten ab sofort ein neues Zuhause. Unter 
professioneller Anleitung hatten die Kinder der Kita die Möglichkeit, ein 
Insektenhotel mitzugestalten. Ermöglicht wurde das Projekt durch die 

finanzielle Unterstützung der Bezirksvertretung Mitte sowie der Firma 
Augner GmbH, die das Hotel entwarf und baute. 
 

Das Umweltamt der Stadt Hagen begrüßt die Anleitung und Umsetzung 
dieses umweltfreundlichen Projektes aus dem Bildungsbereich 
„Ökologische Bildung/Klima und Umwelt“. Die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter der Kita sowie die Kinder und ihre Eltern bedanken sich 

herzlich für die Unterstützung bei der Realisierung des Insektenhotels. 

http://www.hagen.de/
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